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Abstract 
Obwohl Österreich jahrzehntelang als umweltpolitischer Vorreiter galt, verfehlte es sein Kyoto-Ziel so 
deutlich, dass es EU-weit zu den Schlusslichtern beim Klimaschutz zählt. Ein Teil der als „environmental 
federalism“ bekannten Literatur legt nahe, dass dies auch am föderalen politischen System liegen 
könnte: diese haben angeblich Vorteile bei der Lösung lokaler jedoch Nachteile bei der Lösung 
nationaler oder globaler Umweltprobleme (wie z.B. Klimawandel). Der vorliegende Artikel analysiert, 
inwiefern Föderalismus für das Scheitern der österreichischen Klimapolitik mitverantwortlich ist. Er 
konzentriert sich dabei aus zwei Gründen auf den Gebäudesektor: Erstens liegen die wichtigsten 
Kompetenzen für die Regulierung dieses Sektors in der Hand der neun Bundesländer. Zweitens spielt 
der Gebäudesektor aufgrund seiner Energieintensität eine entscheidende Rolle beim Klimaschutz. 
Basierend auf einer qualitativen Analyse zum Zusammenwirken von EU-, Bundes- und Landespolitiken 
seit 1997 (dem Jahr als Österreich das Kyoto-Protokoll ratifiziert hat) kommen wir zu dem Schluss, dass 
der österreichische Föderalismus eine ambitionierte Integration von Klimaschutz in den Gebäudesektor 
erschwerte, die schlechte klimapolitische Performanz Österreichs allerdings nicht ausschließlich darin 
begründet ist. 

Keywords 
Klimaschutz, nationale Klimapolitiken, Klimapolitikintegration, Gebäudepolitik, Föderalismus, 
Environmental Federalism 
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1 Ein umweltpolitischer Vorreiter als Nachzügler im Klimaschutz 

Österreich galt lange als Vorreiter in Sachen Umweltpolitik, vor allem hinsichtlich Wasser- und 
Luftreinhaltung (Knill et al. 2012). Als das Land 1995 der Europäischen Union beitrat, war die Sorge um die 
hohen österreichischen Umweltstandards groß (Pesendorfer 2007). In Anbetracht der jüngsten 
Entwicklungen in der österreichischen Klimapolitik scheint dieses Erbe jedoch längst obsolet zu sein. Im 
Jahr 2002 einigten sich die EU-Mitgliedsstaaten auf eine interne Aufteilung des gemeinsamen Kyoto-Ziels. 
Im Zuge dessen verpflichtete sich Österreich, seine jährlichen Emissionen für die Periode 2008-2012 im 
Vergleich zum Kyoto-Basisjahr 1990 um 13% zu reduzieren (von 78,2 auf 68,8 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalent; Umweltbundesamt 2012a, S. 49). Da die Emissionen bis 2011 jedoch nicht gesunken sondern 
um 5,9% auf 82,8 Millionen Tonnen angestiegen sind, lag Österreich zu diesem Zeitpunkt um 18,9% über 
dem Kyoto-Ziel (Umweltbundesamt 2013a, S. 50). Ähnlich deutlich verfehlten ihre Ziele in Westeuropa nur 
die umweltpolitischen Nachzügler Spanien und Italien (EEA 2012, S. 28). Der damals für Umweltpolitik 
zuständige Bundesminister verkündete 2012, dass die Zielabweichung durch den Kauf günstiger 
Emissionszertifikate geschlossen wurde.1 Die dafür aufgewendeten 700 Millionen Euro erwiesen sich als 
die signifikanteste „klimapolitische Maßnahme“ Österreichs während der Kyoto-Periode. 

Nationale Emissionstrends werden von verschiedenen Faktoren beeinflusst, darunter Konjunkturzyklen 
(Umweltbundesamt 2013a, S. 33ff), Handelsbilanzen (Peters et al. 2011) und Witterungsverhältnisse 
(Umweltbundesamt 2013a, S. 85). Ebenfalls bedeutend ist, in welchem Ausmaß klimapolitische 
Maßnahmen in Schlüsselsektoren wie Industrie, Verkehr und Gebäude Berücksichtigung finden. Der 
vorliegende Artikel untersucht, wie, durch wen, in welchem Ausmaß und mit welchen Auswirkungen 
Klimaschutz im österreichischen Gebäudesektor Berücksichtigung fand. Der Gebäudesektor steht aus zwei 
Gründen im Mittelpunkt unserer Analyse. Erstens: Während der Bund für die Erreichung des Kyoto-Ziels 
verantwortlich war, liegen die wichtigsten Kompetenzen für die Regulierung des Gebäudesektors in der 
Hand der neun Bundesländer. Folglich gibt die Untersuchung dieses Sektors Aufschluss über die Rolle des 
Föderalismus im Klimaschutz. Zweitens ist der Gebäudesektor ein wesentlicher Emittent von 
Treibhausgas-Emissionen: Privathaushalte zeichnen für 25% des gesamten Energieverbrauchs (Tendenz 
steigend), der Sektor Raumwärme und Kleinverbrauch für 13,5% der Treibhausgasemissionen 
verantwortlich (Tendenz sinkend; siehe Kapitel 4) (OECD 2013, S. 25).  

Trotz der wichtigen Rolle des Gebäudesektors im Klimaschutz stehen entsprechende Maßnahmen2 nur 
selten im Mittelpunkt von Policy-Analysen. Um diese Lücke zu schließen, werden wir folgende 
Forschungsfragen für die Kyoto-Periode (1997-2012) beantworten: (i) Welche Rolle spielten politische 
Akteure auf den Ebenen EU, Bund und Länder, Koordinationsbemühungen zwischen diesen und deren 
Politiken für die Integration von Klimaschutz in den österreichischen Gebäudesektor? (ii) Welche 
Auswirkungen hatten diese Integrations-Bemühungen auf die Treibhausgas-Emissionen des 
Gebäudesektors? (iii) War das österreichische föderalistische System in diesem Zusammenhang 
hinderlich, förderlich oder irrelevant? Diese Fragen haben wir zum einen mit Hilfe einer Dokumenten- und 
Literaturanalyse, zum anderen mittels Leitfadeninterviews beantwortet. Zwischen Jänner und April 2013 
haben wir 14 persönliche Interviews mit politischen EntscheidungsträgerInnen relevanter Bundesbehörden 

                                                      
1  http://derstandard.at/1333528357258/Umwelt-Strategie-Oesterreich-kauft-sich-mit-Emissionszertifikaten-frei-und-kuerzt-

Solarfoerderung; am 19.7.2013. 
2  Die bedeutendsten Klimaschutz-Maßnahmen im Gebäudesektor sind die energetische Sanierung bestehender Gebäude, die 

Verbesserung energetischer Standards für Neubauten (Metz 2010, S. 207; Kletzan-Slamanig et al. 2008; Wunder 2004; 
Komendantova & Amann 2007; Umweltbundesamt 2012b, S. 67, S. 79), die Erneuerung oder der Wechsel von 
Heizungsanlagen (z.B. von Öl und Gas zu Wärmepumpen, Fern- und Nahwärmesystemen oder solarer 
Warmwasseraufbereitung), sowie die Integration klima- und energiepolitischer Überlegungen in die Raumplanung. 
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und der Bundesländer Steiermark und Oberösterreich3 sowie mit nicht-staatlichen Experten zur Klimapolitik 
geführt (für Details siehe Annex 1). Schriftliche Quellen und Interviews wurden in Hinblick auf die 
Forschungsfragen miteinander verglichen und qualitativ ausgewertet. 

Der Artikel ist folgendermaßen aufgebaut: In Kapitel 2 geben wir einen Überblick zur Literatur, die sich mit 
den zwei zentralen Themen dieses Artikels - Umwelt- bzw. Klimapolitik-Integration einerseits und 
Föderalismus andererseits - beschäftigt. In Kapitel 3 führen wir kurz den österreichischen Föderalismus ein 
und geben einen chronologischen Überblick zu allen für den Gebäudesektor relevanten klimapolitischen 
Maßnahmen auf bzw. zwischen verschiedenen politischen Ebenen seit Unterzeichnung des Kyoto-
Protokolls im Jahr 1997. In Kapitel 4 interpretieren wir die Wirksamkeit dieser Politiken sowie die Rollen 
verschiedener politischer Ebenen bzw. Akteure und der wichtigsten Koordinations-Instrumente. In Kapitel 5 
fassen wir abschließend zusammen, dass der österreichische Föderalismus den Klimaschutz im 
Gebäudesektor erschwert hat, jedoch nicht allein für das Verfehlen des Kyoto-Ziels verantwortlich gemacht 
werden kann. 

2 Umwelt- und Klimapolitik-Integration in föderalen Systemen  

Klimapolitik ist in der Regel keine eigenständige Sektor-Politik sondern eine sogenannte 
„Querschnittsmaterie“ die auf eine Integration von Klimaschutz in sämtliche andere (v.a. energieintensive) 
Sektoren hinausläuft. Aus diesem Grund ist es oft unmöglich, Klimapolitik von Klimapolitik-Integration zu 
unterscheiden (Adelle & Russel 2013, S. 2). Folglich können unter Klimapolitik-Integration so 
unterschiedliche Dinge wie allgemeine Politik-Koordination (z.B. durch Klimaschutz-Strategien) oder die 
Umsetzung konkreter Klimaschutz-Maßnahmen in einem Sektor verstanden werden, in dem es nicht primär 
um Klimaschutz geht. Basierend auf dem Konzept der Umweltpolitik-Integration („environmental policy 
integration“; Jordan & Lenschow 2010) unterscheiden wir in Übereinstimmung mit Adelle & Russell (2013) 
drei Dimensionen der Klimapolitik-Integration: eine konzeptionelle, eine prozessorientierte und eine 
Output/Outcome-orientierte Dimension. Die konzeptionelle Dimension postuliert in erster Linie das 
normative Erfordernis einer horizontalen Integration von Klimapolitik in Sektoren, die sich üblicherweise 
nicht mit Klimawandel auseinandersetzen. Darüber hinaus werden aber auch die vertikale Integration (über 
Regierungsebenen hinweg; Gupta et al. 2007; Yohe et al. 2007) sowie die diagonale Integration 
(gleichzeitig über Sektoren und Regierungsebenen hinweg; Steurer 2010) thematisiert. In Bezug auf 
(Governance-)Prozesse stehen Akteure, Institutionen und Mechanismen der Koordination im Mittelpunkt. 
Sie sind darauf ausgerichtet, Zielkonflikte zwischen verschiedenen Sektoren sowie Regierungsebenen zu 
minimieren und Synergien zu maximieren. Schlussendlich zielt Klimapolitik-Integration meist darauf ab, 
Klima-schutz-Maßnahmen zu implementieren („Policy-Output“) und so Treibhausgas-Emissionen zu 
reduzieren („Outcome“). Der empirische Kern des Artikels fokussiert v.a. auf Klimapolitik-Integration als 
Prozess und als Policy-Output (Kapitel 3). In den analytischen Abschnitten des Artikels (Kapitel 4 und 5) 
interpretieren wir die Emissi-onsentwicklung im Gebäudesektor nicht ausschließlich als Policy-Outcome. 
Mit Fokus auf Akteure und ihre Interessen, Instrumente bzw. Prozesse der Koordination sowie die Rolle 
des Föderalismus gehen wir dort auch auf wesentliche Erfolgs- bzw. Misserfolgsfaktoren der Klimapolitik-
Integration ein. 

Da Klimaschutz verschiedene Sektoren bzw. Politikfelder betrifft, wird die ministerielle Organisation aller 
Regierungen vor ähnlich große Herausforderungen gestellt. Diese horizontale Dimension steht meist im 
Mittelpunkt der Klimapolitik-Literatur (Mickwitz et al. 2009; Adelle & Russel 2013). Abgesehen davon lassen 
sich dort zwar auch Hinweise zur Bedeutung der vertikalen (bzw. diagonalen) Dimension finden (Gupta et 

                                                      
3  Diese beiden Bundesländer wurden ausgewählt, weil sowohl deren Gebäudebestand (und somit auch deren Emissions-

Reduktionspotential; vgl. Kletzan-Slamanig et al. 2008; Umweltbundesamt 2012c) als auch deren Reduktion der 
Treibhausgas-Emissionen von Privathaushalten vergleichbar sind. Letztere sanken zwischen 2000 und 2010 in der 
Steiermark um 24% und in Oberösterreich um 20% (Umweltbundesamt 2012c). 
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al. 2007; Yohe et al. 2007), jedoch kaum empirische Befunde dazu. Um Näheres über mögliche Probleme 
der Klimapolitik in föderalen Staaten zu erfahren, müssen wir auf die als „environmental federalism“ 
bekannte Literatur zurückgreifen. Dieser Literatur zufolge, kann Klimaschutz durch eine föderale Verteilung 
politischer Macht auf zumindest fünf Arten erschwert werden. Zum Ersten erfordern föderale Systeme  
zusätzliche Koordination. Fehlende oder ineffektive Koordination kann zu redundanter, inkohärenter oder 
lückenhafter Politik führen (Peters 1998, S. 296; Goulder and Stavins 2010; Galarraga et al. 2011, S. 165). 
Zum Zweiten ist in föderalen Systemen die Zahl der Entscheidungsträger und damit die Wahrscheinlichkeit 
für Blockaden, Verzögerungen oder schlechte Kompromisse größer (Tsebelis 2002). Zum Dritten, haben es 
föderale Staaten oft schwer, internationale Vereinbarungen im Bereich Klimawandel zu verhandeln oder in 
weiterer Folge umzusetzen, besonders wenn dabei relevante Kompetenzen in den Händen sub-nationaler 
Regierungsebenen liegen (Compston 2009; Hudson 2012). Zum Vierten können ökonomische Rivalitäten 
zwischen zwei oder mehr sub-nationalen Einheiten zu einer Nivellierung von Umweltstandards nach unten 
führen („race to the bottom“; Bußjäger 2007, S. 89; Wälti 2004, S. 603). Schließlich kann eine 
unzulängliche oder unklare Kompetenzverteilung die Formulierung und/oder Umsetzung von Politiken 
verhindern, vor allem in relativ jungen Politikfeldern, wie Klimawandelanpassung (Clar et al. 2013; Kloepfer 
2004, S. 761). 

Diesen Nachteilen stehen mögliche Vorteile föderaler Systeme gegenüber (vgl. Adler 2005, S. 139-157): 
Zum Ersten muss die föderale Verteilung von Zuständigkeiten nicht zu Ineffizienz, Blockaden oder einem 
„race to the bottom“ führen. Sie kann ebenso gegenseitiges Lernen oder einen positiven Wettbewerb („race 
to the top“) zwischen sub-nationalen Einheiten in Gang setzen (Kloepfer 2004, S. 761; Bußjäger 2007, S. 
87; Buzbee 2005, S. 122f). Zum Zweiten kann regionale Autonomie die Flexibilität erhöhen und somit eine 
bessere Anpassung an regionale/lokale Besonderheiten ermöglichen (Jahn & Wälti 2007, S. 263; Adler 
2005). Zum Dritten kann Föderalismus die demokratische Legitimität und damit die Akzeptanz von 
Regierungsentscheidungen in der Bevölkerung erhöhen (Pelinka 2007, S. 124). 

Weder diese Gegenüberstellung von Vor- und Nachteilen noch die dahinterliegenden empirischen Studien 
lassen einen eindeutigen Schluss zur Rolle des Föderalismus in der Umweltpolitik zu. Wie in Teilen der 
„environmental federalism“-Literatur argumentiert wird, hängt diese Rolle vor allem von den Charakteristika 
des zu lösenden Umweltproblems ab. So determiniert z.B. die räumliche Dimension eines Problems die 
ideale Regierungsebene (Macey & Butler 1996, S. 25). Demnach sind Kommunen und Länder am ehesten 
dazu in der Lage, lokale und regionale öffentliche Güter zu sichern (wie sauberes Trinkwasser oder 
saubere Flüsse), während nationalstaatliche Regierungen und internationale Organisationen besonders 
beim Schutz globaler öffentlicher Güter (wie der Ozonschicht oder des Weltklimas) eine zentrale Rolle 
spielen können (Shobe & Burtraw 2012, S. 5f; siehe auch Oates 2001, Adler 2005). 

Dieser Differenzierung ungeachtet betonen Policy-Analysten oft die Vorteile föderaler Systeme auch beim 
Klimaschutz. Deren Einschätzungen fokussieren meist auf jene Staaten, in denen Zentralregierungen im 
Klimaschutz besonders passiv sind. So haben z.B. in den USA progressive Staaten wie Kalifornien 
versucht, Lücken nationalstaatlicher Klimapolitik zumindest teilweise zu schließen (Rabe 2007; Corfee-
Morlot 2009). Vor diesem Hintergrund (und angesichts des Versagens internationaler Klimapolitik) wurde 
der Ruf nach dezentraler und polyzentrischer Klimaschutzpolitik immer lauter (siehe z.B. Adelman & Engel 
2008, S. 1846ff; Cole 2011). Doch wie berechtigt sind diese in den Föderalismus gesetzten Hoffnungen 
angesichts der deutlich differenzierteren Bilanz der „environmental federalism“-Literatur? Treffen sie auch 
auf Länder wie Österreich zu, in denen nationale Regierungen das Kyoto-Protokoll ratifiziert haben? 
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3 Klimaschutz im Gebäudesektor durch Impulse der EU, 
Koordination des Bundes und Politik der Länder  

Österreich ist ein zentralistischer Bundesstaat, in dem die Bundesländer über eingeschränkte formale 
Kompetenzen verfügen (Erk 2004; Schneider & Bröthaler 2012, S. 13). Die politische Relevanz informeller 
Mechanismen und Institutionen wie der Landeshauptleutekonferenz4 (Karlhofer & Pallaver 2013; Bußjäger 
2003) oder die Verantwortlichkeiten der Länder in Bereichen wie dem Gebäudesektor widersprechen 
jedoch der Einschätzung Österreichs als „Federation without Federalism“ (Erk 2004) oder der Länder als 
„rein administrative Sub-Einheiten des Bundesstaats“ (Pernthaler & Gamper 2005, S. 141). Der informelle 
Einfluss der Länder wird darüber hinaus dadurch verstärkt, dass bundespolitische Akteure zu einem guten 
Teil von der Mobilisierung und Finanzierung ihrer Landesparteien abhängen (Sickinger 2002). Der 
politische Einfluss der Landesregierungen und ihrer Landeshauptleute äußert sich u.a. darin, dass sie die 
bundespolitische Tagesordnung mitgestalten und oft mit einem Veto gegen Maßnahmen drohen, die auch 
die Länder betreffen. Im Gegenzug versucht die Bundesregierung nur vergleichsweise selten, Druck auf 
die Länder auszuüben. Wollen Bundesministerien Länderpolitiken mitbestimmen, wählen sie meistens den 
Weg über ausgehandelte Vereinbarungen auf Basis des Artikels 15a der Bundesverfassung (Art 15a B-
VG). Die daraus resultierenden „15a-Vereinbarungen“ zielen in der Regel darauf ab, Angelegenheiten die 
im Wirkungsbereich der Länder liegen, bundesweit zu koordinieren.  

Die zentralen Akteure der Klimapolitik sind auf Bundesebene das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (kurz: Lebensministerium5), das Ministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie und das Ministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend (letzteres ist unter 
anderem für Energieagenden zuständig). Da keines dieser Ministerien über nennenswerte Kompetenzen 
im Gebäudesektor verfügt, stehen bei der Governance von Klimapolitik-Integration vor allem diagonale 
Interaktionen zwischen Lebensministerium (für die Erreichung des Kyoto-Ziels hauptverantwortlich) 
einerseits und den verschiedenen, für Gebäude verantwortlichen Abteilungen der neun Landesregierungen 
andererseits (dazu zählen u.a. die Abteilungen für Wohnbauförderung, Raumordnung und Energie) im 
Mittelpunkt. Der Nationalrat und der Bundesrat (letzterer repräsentiert die Bundesländer im 
Gesetzgebungsprozess auf Bundesebene) sind politisch relativ schwache Akteure und spielen in den 
meisten Politikfeldern (so auch in der Klimapolitik) keine nen-nenswerte Rolle (Broukal et al. 2009).  

Die folgenden Abschnitte erläutern die wichtigsten multi-sektoralen und sektoralen Politiken, die darauf 
abzielen, Klimaschutz in den Gebäudesektor zu integrieren. Um die Wechselwirkungen zwischen EU-, 
Bundes- und Landespolitiken sichtbar zu machen ist die Darstellung chronologisch aufgebaut. 

3.1 Klimastrategie 2002  

Im Jahr 2002 einigten sich die Bundesregierung und die Landeshauptleutekonferenz erstmals auf eine 
gemeinsame Klimastrategie, mit der die Erreichung des Kyoto-Ziels sichergestellt werden sollte. In der 
Strategie wurden Emissionsreduktionsziele und –maßnahmen für sieben Sektoren definiert 
(Lebensministerium 2002). Für den Gebäudesektor sah die Klimastrategie bis 2010 eine Reduktion der 
jährlichen Emissionen um 27% im Vergleich zu 1990 vor. Als wichtigste Maßnahme sollte die 
Wohnbauförderung der Länder reformiert werden, sodass sie neben der Schaffung von Wohnraum auch 
vermehrt thermische Sanierungsmaßnahmen sowie den Umstieg auf alternative oder effizientere 
Heizungsanlagen fördert (Lebensministerium 2002, S. 17). Obwohl die Strategie für mehrere Jahre der 
einzige Versuch blieb, dem Klimaschutz in Ländern und Gemeinden einen bundesweiten Rahmen zu 

                                                      
4  Die Landeshauptleute treffen sich mindestens zweimal jährlich, um ihre Positionen gegenüber der Bundesregierung 

abzustimmen. 
5  Die hier verwendeten Bezeichnungen der Ministerien bezeichnen sich auf den Untersuchungszeitraum. 
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geben (Wunder 2004, S. 27), verlor sie bald an politischer Relevanz weil die damalige “kleine Koalition“ aus 
Österreichischer Volkspartei (ÖVP) und Freiheitlicher Partei Österreichs (FPÖ) auf Bundesebene andere 
Prioritäten setzte.6 Vor diesem Hintergrund etablierte das Lebensministerium 2004 das Programm 
klima:aktiv. Es zielt auf die Förderung klimafreundlicher Technologien und Dienstleistungen in den 
Bereichen Bauen und Sanieren, Energiesparen, Erneuerbare Energie und Mobilität ab. Für den 
Gebäudesektor wurden freiwillige Qualitätsstandards entwickelt,7 Leuchtturm-Projekte angestoßen, die 
Ausbildung von BauprofessionistInnen und die Beratung privater sowie gewerblicher Bauherren gefördert 
(Bitterling 2010, 116). Da diese Maßnahmen jene der Länder ergänzten statt ersetzten, hatten diese nichts 
dagegen einzuwenden. 

3.2 Bauordnungen und Wohnbauförderungen der Länder: moderater 
Klimaschutz durch Interventionen des Bundes  

In der ersten Hälfte der 2000er Jahre schritt die Integration von Klimaschutz in die Gebäudepolitik der 
Länder nur sehr langsam voran (Wunder 2004, S. 42; Amann 2010, S. 4). So wurden von den Ländern 
nicht einmal die Mindestanforderungen der EU-Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
(2002/91/EC) in deren Bauordnungen verankert. Erst ein von der Europäischen Kommission im Jahr 2006 
eingeleitetes Vertragsverletzungsverfahren gegen Österreich diente schließlich als Weckruf für Bund und 
Länder (RH 2009, S. 29; Amann 2010, S. 4). Um die EU-Richtlinie in nationales Recht umzusetzen, 
beschloss die Bundesregierung das Energieausweis-Vorlage-Gesetz (EAVG 2006). Es verpflichtet 
Eigentümer von Gebäuden bzw. Wohnungen, potenzielle Käufer und Mieter mittels Energieausweis über 
die energetische Qualität von Immobilien zu informieren. Die Länder kamen überein, ihre 
Minimumstandards für Neubauten sowie für die Sanierung von bestehenden Gebäuden mit den von der 
Richtlinie geforderten Standard-Prozeduren in Einklang zu bringen. Zu diesem Zweck wurde das 
Österreichische Institut für Bautechnik (OIB), die Koordinationsplattform der österreichischen Bundesländer 
auf dem Gebiet des Bauwesens, damit beauftragt, Empfehlungen zu entwickeln (OIB 2007; Amann & 
Hüttler 2007, S. 9). Darüber hinaus einigten sich Bund und Länder in einer 15a-Vereinbarung darauf, die 
Wohnbauförderungen der Länder verstärkt auf die Verbesserung der thermischen Qualität von Neubauten 
sowie die Förderung von Sanierungen bestehender Gebäude auszurichten (BGBl. II Nr. 19/2006; siehe 
auch Amann & Hüttler 2007, S. 9). Offensichtlich verhalf in diesem Fall eine EU-Politik der Klimapolitik-
Integration im föderal organisierten Gebäudesektor zum Durchbruch. Die tatsächlichen Wirkungen ließen 
allerdings zu wünschen übrig: Wie Abbildung 1 zeigt, lagen die in den Bauordnungen und der 
Wohnbauförderung verankerten thermischen Mindeststandards bis 2010 unter dem durchschnittlichen 
Status Quo von Neubauten. Zudem wirkten sich Änderungen in der Wohnbauförderung kaum auf die 
Sanierungsrate aus (RH 2009). 

3.3 Klimastrategie 2007 und Finanzausgleich auf Kosten des Klimaschutzes  

Nach einer kritischen Evaluation der Klimastrategie 2002 (AEA & Umweltbundesamt 2005) initiierte das 
Lebensministerium 2005 eine Überarbeitung. Die Länder wirkten unter anderem an einer Arbeitsgruppe zu 
Klimaschutzmaßnahmen im Energie- und Raumwärmesektor mit, deren Ergebnisse in den Entwurf der 
Strategie einflossen (Lebensministerium 2011). Allerdings wurde bald klar, dass die Positionen von Bund 
und Ländern zu sektoralen Reduktionszielen (besonders jene zum Gebäudesektor) unvereinbar waren, 
woraufhin das Lebensministerium die Verhandlungen mit den Ländern abbrach. Die überarbeitete 

                                                      
6  Die EvaluatorInnen der Strategie kritisierten vor allem den “sehr bescheidenen” Einsatz von Mitteln für die Sanierung privater 

Dienstleistungsgebäude sowie nicht realisierte Potenziale in der Optimierung von umwelt-freundlichen Heizungsanlagen 
(AEA & Umweltbundesamt 2005, S. 19). 

7  http://www.klimaaktiv.at/bauen-sanieren/gebaeudedeklaration.htm; am 17.8.2013. 
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Klimastrategie wurde 2007 von der Bundesregierung beschlossen (Lebensministerium 2007). Die Länder 
verweigerten jedoch ihre Zustimmung weil sie die Belastungen für den Gebäudesektor nicht mittragen 
wollten, obwohl das Emissionsreduktionsziel dieses Sektors von -28% auf -20% bis 2010 im Vergleich zu 
1990 verringert wurde (Lebensministerium 2002, 8; Lebensministerium 2007, 24). In offiziellen 
Stellungnahmen betonten die Länder, dass „der Bund die gemeinsame fachliche Stellungnahme der 
Länder hinsichtlich realistischer Reduktionspotenziale nicht berücksichtigt habe“ (RH 2009, S. 13). Die 
interviewten VertreterInnen des Bundes vermuteten hingegen, dass die Länder Ihre Zustimmung vor allem 
wegen unzulänglichen Bemühungen des Bundes in anderen Sektoren (v.a. im Verkehrssektor) 
verweigerten. Alle InterviewpartnerInnen waren sich darin einig, dass die überarbeitete Klimastrategie 
infolge der fehlenden Unterstützung der Länder noch weniger politisches Gewicht hatte als die erste 
Strategie (siehe auch Warnstorff 2011, S. 29). 

War die Wirkung der 15a-Vereinbarung zwischen Bund und Ländern aus dem Jahr 2006 nur marginal, so 
wurde selbst dieser kleine Fortschritt zwei Jahre später durch eine finanzpolitische Entscheidung 
konterkariert. Bund und Länder einigten sich darauf, die Zweckbindung jener Bundesmittel aufzugeben, die 
den Ländern für die Finanzierung der Wohnbauförderung überlassen werden. Fortan stand es den Ländern 
frei, diese für andere Zwecke einzusetzen (in Salzburg z.B. für verlustreiche Spekulationsgeschäfte). Wie 
alle InterviewpartnerInnen bestätigten, hatte diese Vereinbarung einen Rückgang jener Mittel zur Folge, die 
im Rahmen der Wohnbauförderung für Klimaschutz eingesetzt wurden.8 Die InterviewpartnerInnen des 
Landes Steiermark rechtfertigten dies mit dem gestiegenen finanziellen Druck. Es wäre demnach wichtiger 
gewesen, die Mittel der Wohnbauförderung wieder vermehrt für die Schaffung von leistbarem Wohnraum 
zu verwenden als für die Erreichung umweltpolitischer Ziele. Auch der verantwortliche Landesrats in 
Oberösterreich ließ in einem Zeitungsinterview ähnliche Prioritäten erkennen: Er kritisierte, dass „der 
Wohnbau sozusagen der Klimaschutz-Mistkübel [ist], der alles irgendwie regeln soll“9, während den Miete-
rInnen dadurch mögliche Einsparungen verloren gingen. Im Gegensatz dazu verlangten alle 
InterviewpartnerInnen aus dem Bereich Klima- und Energiepolitik, die Zweckwidmung der 
Wohnbauförderung wieder einzuführen (siehe auch RH 2009, S. 45 und ein offizielles Statement der 
Österreichischen Wirtschaftskammer10) – bislang vergeblich (Amann 2010, S. 20). 11 

3.4 Sanierungsscheck der Bundesregierung: Ersatz für Maßnahmen auf 
Landesebene?  

Im Regierungsprogramm für die Legislaturperiode 2008-2013 wurden für den Gebäudesektor folgende 
Ziele festgehalten: (i) Erhöhung der jährlichen Sanierungsrate sowie der Energieeffizienz von Neubauten 
(wie in der Klimastrategie 2007), (ii) Investitionen in die thermische Sanierung öffentlicher Gebäude, (iii) 
Reform des Wohnrechts, sodass einzelne Wohnungseigentümer die Sanierung von Mehrparteien-
Gebäuden nicht blockieren können, und (iv) die Verabschiedung eines Klimaschutzgesetzes 
(Bundeskanzleramt 2008; siehe auch Adensam et al. 2011). Bislang wurden nur das erste und letzte Ziel in 
Angriff genommen (das Klimaschutzgesetz behandeln wir weiter unten). Um die Sanierungsrate zu 
erhöhen, rief die Bundesregierung im Rahmen eines Konjunkturpakets 2009 den sogenannten 
Sanierungsscheck ins Leben. Im ersten Jahr erhielten private Haushalte 61 und Gewerbebetriebe 39 
Millionen Euro für die Sanierung bestehender Gebäude (WIFO et al. 2010, S. 5). Obwohl diese 100 

                                                      
8  Siehe auch http://wirtschaftsblatt.at/home/life/immobilien/1227532/index und 

http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20130314_OTS0093/endlich-konsens-bei-der-zweckbindung-der-
wohnbaufoerderung; am 28.7.2013. 

9  http://derstandard.at/1350261175743/Manfred-Haimbuchner-Der-Wohnbau-ist-der-Klimaschutz-Mistkuebel; am 22.4.2013. 
10  http://oe1.orf.at/artikel/242762http://oe1.orf.at/artikel/242762; am 28.7.2013. 
11  http://diepresse.com/home/politik/innenpolitik/1376824/Wohnbaufoerderung-spaltet-die-Koalition und 

http://diepresse.com/home/politik/innenpolitik/1376824/Wohnbaufoerderung-spaltet-die-Koalition; am 28.7.2013. 
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Millionen Euro knapp 15% jener 700 Millionen Euro ausmachen, die üblicherweise von den Ländern im 
Rahmen der Wohnbauförderung für Sanierung ausgeschütteten werden, stieg die Sanierungsrate im Jahr 
2009 aber nur um 0,5% (WIFO et al. 2010, S. 5). Eine übereinstimmende Erklärung für dieses 
Missverhältnis von Input und Output lieferten unsere Interviews mit BundesvertreterInnen und mit Experten 
sowie ein Bericht des Rechnungshofs (2009, S. 45): demnach ist die geringe Wirkung des 
Sanierungsschecks sehr wahrscheinlich auf ein gleichzeitiges Zurückfahren der Länderförderungen 
zurückzuführen. Während InterviewpartnerInnen auf Landesebene dieser Interpretation widersprechen, 
bestätigen Expertenrechnungen diese Einschätzung: Den Berechnungen von Amann (2010) zufolge 
kürzten die Länder ihre Wohnbauförderungen in den letzten Jahren deutlich (so z.B. von 2011 auf 2012). 12 
Ein Interviewpartner auf Bundesebene räumte ein, dass die Einführung des Sanierungsschecks von der 
Bundesregierung nicht mit den Ländern koordiniert worden sei. Im Jahr 2010 wurde der Sanierungsscheck 
von der Bundesregierung ohne Erklärung ausgesetzt (Lebensministerium 2012, S. 12) und für die Periode 
2011-2014 mit einem vergleichbaren Budget wieder eingeführt13 – allerdings erneut ohne Koordination mit 
den Ländern. 

3.5 Thermische Mindeststandards für Gebäude: Länder reagieren auf Politik 
von Bund und EU  

Übereinstimmend mit einem Bericht des Rechnungshofs (RH 2009, S. 13) bestätigten alle 
InterviewpartnerInnen die zentrale Bedeutung einer 15a-Vereinbarung, die aus den Verhandlungen 
zwischen Bund und Ländern zum Finanzausgleich resultierte und 2009 in Kraft trat. Diese 15a-
Vereinbarung zur Emissionsreduktion im Gebäudesektor14 zielte erneut darauf ab, die Wohnbauförderung 
für eine Verbesserung thermischer Standards von Neubauten einzusetzen. Die Länder stimmten zu, ihre 
auf der Vereinbarung aus dem Jahre 2006 basierenden, wenig ambitionierten Mindeststandards in den 
Jahren 2010 und 2012 stufenweise anzuheben. Dies sollte eine Verbesserung in allen Ländern bringen 
(Amann 2010, S. 5; RH 2009, S. 3). Ein Blick auf die Entwicklung der Mindeststandards zeigt allerdings, 
dass Oberösterreich schon ein Jahr zuvor beschlossen hatte, die bundesweit ab 2010 gültigen 
Mindeststandards bereits ab 2009 in Kraft treten zu lassen und über die bundesweit ab 2012 gültigen 
Standards schon 2011 sogar hinauszugehen (LGBl 28/2008). Weitaus relevanter ist jedoch, dass die 
neuen Standards bereits zum Zeitpunkt ihres Beschlusses dem Status Quo hinterher hinkten: so lag der 
tatsächliche Heizwärmebedarf von Neubauten in Oberösterreich bereits im Jahr 2007 unter den ab 2010 
gültigen Mindeststandards. Nur die ab dem Jahr 2012 gültigen Mindeststandards brachten erstmals eine 
kleine Verbesserung des Status Quo in manchen Bundesländern, wenn auch nicht in Oberösterreich (vgl. 
Abb. 1). 

Einen weiteren Anschub für Klimaschutz in der Gebäudepolitik der Länder stellt die 2010 von der EU 
beschlossene Gebäude-Richtlinie (2010/31/EU) dar. Sie forderte eine neue Berechnung der 
Energieeffizienz von Gebäuden, die Zahl von Passivhäusern zu erhöhen, und zusätzliche Details in 
Energieausweisen für Gebäude. Dem letzten Punkt kam die Bundesregierung im Jahr 2012 durch den 
Beschluss des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes EAVG15 nach. Allen weiteren Forderungen entsprachen 
die Länder im Rahmen eines Updates der OIB-Richtlinie 6 von 2006 (OIB 2011) und dem Beschluss eines 

                                                      
12  http://derstandard.at/1378249110083/Eigenheim-ohne-Foerderung-im-Trend; 

http://derstandard.at/1378249110083/Eigenheim-ohne-Foerderung-im-Trend; am 16.9.2013. 
13  http://www.umweltfoerderung.at/kpc/de/home/umweltfrderung/fr_private/energiesparen/; 

http://www.umweltfoerderung.at/kpc/de/home/umweltfrderung/fr_private/energiesparen/; am 28.7.2013. 
14  BGBl. II Nr. 251/2009. 
15  EAVG: Bundesgesetz über die Pflicht zur Vorlage eines Energieausweises beim Verkauf und bei der In-Bestand-Gabe von 

Gebäuden und Nutzungsobjekten (BgBl. I Nr. 137/2006). 
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Fahrplans für Passivhausstandards im Neubau bis 2020. Bis 2014 wurden die Bauordnungen in allen 
Ländern, mit Ausnahme von Salzburg, entsprechend angepasst. 16 

Abbildung 1: Vergleich von Heizwärmebedarf-Mindeststandards und tatsächlichem 
Heiz-wärmebedarf von Neubauten in Oberösterreich von 2005 bis 2012 (in kWh/m²)17 

 

3.6 Klimaschutzgesetz – koordinierter, verbindlicher, gemeinsamer Klimaschutz 
von Bund und Ländern? 

Da die angepeilte Reduktion von Treibhausgasemissionen mithilfe der Klimastrategien bei weitem nicht 
erreicht wurde, bemühte sich die Sektion Umweltpolitik des Lebensministeriums nach Beschluss des 
Regierungsprogramms 2008, das darin angekündigte Klimaschutzgesetz (Bundeskanzleramt 2008, S. 77f) 
auf den Weg zu bringen. Es sollte Reduktionsziele für jeden Sektor festlegen sowie einen 
Verantwortlichkeitsmechanismus für den Fall ausarbeiten, dass diese Ziele verfehlt würden. Die 
Verhandlungen mit den Landesregierungen dauerten drei Jahre. Das Ergebnis präsentierte der dafür 
verantwortliche Lebensminister in einer Sitzung des Nationalrats vom 19./20. Oktober 2011. Er verkündete, 
dass „[i]m Bereich des Klimaschutzes […] aus dem bisherigen ‚Kann‘ jetzt ein ‚Muss‘“ werde, und dass 
Österreich damit europaweit nach Großbritannien zum Vorreiter avanciere „weil wir koordiniert, verbindlich, 
gemeinsam Klimaschutz machen“.18 Da das Gesetz weder Reduktionsziele für Sektoren oder 

                                                      
16  http://www.oib.or.at/, am 27.1.2014. 
17  Eigene Abbildung, basierend auf Daten von https://www.bmf.gv.at/budget/finanzbeziehungen-zu-laendern-und-

gemeinden/Klimabericht.pdf?3vtkfo; http://www.land-oberoesterreich.gv.at/cps/rde/xchg/ooe/hs.xsl/34867_DEU_HTML.htm, 
am 8.8.2013; OÖ-Eigenheim-Verordnung 2003; OÖ-Eigenheim-Verordnung 2005; OÖ-Eigenheim-Verordnung 2008; E-mail 
der Abteilung Wohnbauförderung des Landes Oberösterreich. Laut Auskunft der Fachabteilung Energie und Wohnbau des 
Landes Steiermark sind vergleichbare Zahlen für die Steiermark nicht verfügbar. 

18  http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/NRSITZ/NRSITZ_00124/ SEITE_0261.html; am 25.9.2012. 
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Gebietskörperschaften, noch konkrete Konsequenzen für Zielverfehlungen vorsieht (Klimaschutzgesetz, 
BGBL. I Nr. 106/2011), ist die zitierte Einschätzung wohl populistischer Natur.  

Da den verhandelnden Akteuren diese Lücken bewusst waren, wurden die Verhandlungen nach dem 
Beschluss des Gesetzes unter der Leitung des Lebensministeriums in sektoralen Arbeitsgruppen 
weitergeführt. In diesen waren mehrere Bundesministerien, Ländervertreter, Sozialpartner19 und in 
Einzelfällen weitere Interessengruppen wie z.B. die Energieagentur Österreich oder die 
Interessenvertretung der österreichischen Energiewirtschaft vertreten. In einer Novelle des 
Klimaschutzgesetzes wurden einerseits detaillierte Emissionsreduktions-Pfade für sechs Sektoren bis 2020 
festgeschrieben (Novelle Klimaschutzgesetz 2012). Andererseits konnten sich Bund und Länder auf ein 
Maßnahmenprogramm für die Jahre 2013/2014 einigen (Lebensministerium 2013). Obwohl im Nationalrat 
beschlossen, wird die Novelle aus zwei Gründen wahrscheinlich ohne nennenswerte Wirkung bleiben: Zum 
einen verweigerten die Länder und die Sozialpartner ihre Zustimmung. Sie lehnten vor allem das in der 
Novelle genannte Reduktionsziel für den Gebäudesektor ab (-13,5% zwischen 2013 und 2020; vgl. 
Oberösterreichische Landesregierung 2013; Landesregierung Steiermark 2013). Zum Zweiten konnte 
keine Einigung darüber erzielt werden, wer im Falle eines Verfehlens der Reduktionsziele die Kosten für 
daraus entstehende Zukäufe von Emissionszertifikaten zu tragen hat. Da die Länder also keine Konse-
quenzen befürchten müssen, wenn sie die von ihnen abgelehnten Reduktionsziele nicht erreichen, hat die 
Novelle symbolischen Charakter. Das lässt auch daran zweifeln, dass das Mitte 2013 beschlossene 
Maßnahmenprogramm 2013/2014 konsequent umgesetzt werden wird.  

Dieses Programm wurde in sektoralen Arbeitsgruppen erarbeitet. Die Koordination zwischen den Ländern 
erfolgte vor den Verhandlungen mit dem Bund hauptsächlich zwischen VertreterInnen der betroffenen 
Sektoren. Die Klimaschutzverantwortlichen der Länder waren dabei meist nicht eingebunden, um 
„Einmischungen“ in Sektorinterne Angelegenheiten zu vermeiden. Auch zwischen Bund und Länder fanden 
informelle sektorale Verhandlungen vor den Treffen der Arbeitsgruppen statt. Das Verhältnis 
Regierungsvertreter – Sozialpartner wird dabei von InterviewpartnerInnen unterschiedlich interpretiert: 
Manche vermuteten, dass mit informellen Verhandlungen vor allem die Sozialpartner umgangen werden 
sollten, die innerhalb der Arbeitsgruppen oft bremsend wirkten. Ein Interviewpartner unterstrich diese 
Annahme mit der Aussage: „Sobald die Sozialpartner dabei sind, kannst Du es schmeißen. Das sind 
Lobbyisten.“ Ein weiterer teilte diese Einschätzung: „Die haben kein Interesse an Klimapolitik. Sie 
interessieren sich nur für ihr Klientel.“ Andere InterviewpartnerInnen verwiesen hingegen darauf, dass 
informelle Koordination im Vorfeld der Arbeitsgruppentreffen auch darauf hinauslaufen kann, zumindest 
manche Sozialpartner stärker einzubinden. So übernahm beispielsweise das Wirtschaftsministerium 
Positionen der Wirtschaftskammer und der Industriellenvereinigung lange bevor die Verhandlungen mit 
anderen Ministerien und den Ländern überhaupt begonnen hatten. Im Gegensatz zu anderen Sektoren 
wirkte sich diese Abstimmung im Gebäudesektor jedoch nicht unbedingt negative Folgen für den 
Klimaschutz. So trat die Wirtschaftskammer wiederholt für die Förderung thermischer 
Sanierungsmaßnahmen ein, weil die Bauwirtschaft von entsprechenden Förderungen profitiert.20 Jene 
Arbeitsgruppe, die für den Gebäudesektor verantwortlich war, einigte sich unter anderem auf die Erhöhung 
der Energieeffizienz öffentlicher Gebäude, die Aufnahme von Verhandlungen zu einer neuen 15a-
Vereinbarung, eine stärkere Berücksichtigung von Klimaschutz in der Wohnbauförderung und eine 
Änderung des Wohnrechts (Lebensministerium 2013). Weil die meisten dieser Maßnahmen bereits im 
Regierungsprogramm 2008 standen und außerdem sehr vage formuliert wurden, stellen sie keinen 
nennenswerten Fortschritt dar. Einzig die Tatsache, dass nun für die Umsetzung verantwortliche Akteure 
benannt werden, kann positiv hervorgehoben werden. Da jedoch oft Bundes- und Landesstellen 
gemeinsam aufscheinen, ist es nicht verwunderlich, dass einmal mehr eine 15a-Vereinbarung auf der 

                                                      
19  Arbeiterkammer, der Österreichische Gewerkschaftsbund, die Wirtschaftskammer Österreich und die Land-

wirtschaftskammern. 
20  http://www.kleinezeitung.at/allgemein/bauenwohnen/2293480/wirtschaftskammer-macht-sich-fuer-thermische-sanierung-

stark.story, am 5.3.2013. 
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Agenda steht (Lebensministerium 2013, S. 10). Offensichtlich tappte also nicht nur die Novelle des 
Klimaschutzgesetzes, sondern auch das Maßnahmenprogramm in eine jener Fallen föderaler Politik, die es 
eigentlich entschärfen wollte. 

4 Emissionsentwicklung und Akteurskonstellationen 

Zwischen 1990 und 2011 sanken die Treibhausgasemissionen im österreichischen Gebäudesektor um 
25,5% (Umweltbundesamt 2013a, S. 70). Damit lag die Reduktion sogar 9% unter jenem Ziel der 
Klimastrategie 2007 (Lebensministerium 2007, S. 24), mit dem die Länder nicht einverstanden waren. 
Noch bemerkenswerter ist die Reduktion vor dem Hintergrund, dass im selben Zeitraum Zahl und Größe 
(durchschnittliche Wohnfläche pro Kopf) der Wohnungen anstieg (siehe Abb. 2). Auf den ersten Blick 
könnte man daraus einen klaren Erfolg der Klimapolitik ablesen. Auf den zweiten Blick, also unter 
Einbeziehung zusätzlicher Daten sowie der oben zusammengefassten Chronologie der Ereignisse, muss 
die Interpretation jedoch kritischer ausfallen. 

Abbildung 2: Treiber und Hemmer von Treibhausgas-Emissionen in Privathaushalten 
zwischen 1990 und 2011 (Quelle: Umweltbundesamt 2013a, S. 84)  

 

 

Wie Abbildung 2 zeigt, sind die Emissionsminderungen in Privathaushalten (d.h. die Differenz zwischen 
den Balken „Emissionen 1990“ und „Emissionen 2011“) nur teilweise auf Faktoren zurückzuführen (in den 
Balken dazwischen dargestellt), auf die politisch signifikant Einfluss genommen wurde. So resultiert 
ungefähr die Hälfte der Emissionsminderungen aus dem Wechsel von Öl und Kohle zu Biomasse (vor 
allem Holz, Hackschnitzel und Pellets), Gas (ein fossiler Brennstoff mit geringerer Kohlenstoffintensität), 
Umgebungswärme, Strom (vor allem Wärmepumpen) und Fernwärme.21 Neben den oben erörterten 
Politiken, die z.T. auch eine Erneuerung von Heizsystemen förderten, waren dafür allerdings (außer beim 
Ausbau der Fernwärme) v.a. auch nicht-politische Einflüsse verantwortlich (Umweltbundesamt 2012b, S. 
67; Umweltbundesamt 2013a, S. 79).22 So stieg z.B. der Ölpreis von 30 US-$ pro Barrel in den frühen 

                                                      
21  Allerdings werden durch den verstärkten Einsatz von Elektrizität und Fernwärme Emissionen nicht notwendigerweise um die 

ausgewiesenen 10% reduziert, sondern teilweise auch in die Bilanz des Sektors Energieaufbringung verschoben 
(Umweltbundesamt 2013a, S. 73). 

22  Die Wohnbauförderung unterstützte beide Trends für bestehende und neue Gebäude, während sich baurechtliche 
Änderungen nur auf Neubauten beziehen. 
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2000ern auf 80 US-$ im Jahre 2008 und auf über 100 US-$ bis 2010 (Umweltbundesamt 2013b, S. 51). 
Angesichts dieser starken Marktsignale konnten sich im selben Zeitraum auch mehrere technologische 
Innovationen beim Bauen und Heizen durchsetzen (WIFO et al. 2010). Etwa die Hälfte der 
Emissionsreduktionen ist schließlich auf bessere thermische Standards von Gebäuden zurückzuführen. 
Davon kann wiederum nur ein Teil mit den oben erörterten politischen Maßnahmen erklärt werden: zum 
einen hat auch hier der starke Ölpreisanstieg ein Umdenken bewirkt (Bräuninger et al. 2012). Zum anderen 
wird der Erfolg der Gebäudepolitik im Klimaschutz auch durch eine genauere Betrachtung der 
Emissionsdaten aus den Jahren 2008-2009 relativiert: während der Endenergiebedarf pro Quadratmeter 
2008 etwa 20% unter dem Wert von 1990 lag (Umweltbundesamt 2010, S. 75), waren es 2009 (und in den 
folgenden Jahren) rund 30% (Umweltbundesamt 2011, S. 82). Da es zwischen 2008 und 2009 keinen 
wesentlichen Politik-Wandel gab, der diese Veränderung erklären könnte, handelt es sich dabei sehr 
wahrscheinlich um die Auswirkungen einer neuen Berechnungsmethode.23  

Mangels quantitativen Untersuchungen zur Bedeutung politischer und nicht-politischer Einflüsse auf die 
Emissionsentwicklung im Raumwärmesektor wollen wir nun die Rolle der Klimapolitik-Integration im Lichte 
unserer oben dokumentierten Analyse von EU-, Bundes- und Länder-Politiken abschließend qualitativ 
bewerten. Dabei fokussieren wir auf Optionen und tatsächliche Maßnahmen sowie auf eine 
zusammenfassende Analyse der involvierten Akteure. 

Die Verantwortlichen auf Bundes- und auf Landesebene griffen vor allem auf Informationsvermittlung, 
finanzielle Anreize sowie Baugesetze zurück, um Klimaschutz in den Gebäudesektor zu integrieren (für 
einen Überblick siehe Annex 2). Die Länder „ökologisierten“ ihre Wohnbauförderung für bestehende und 
neue Gebäude und die thermischen Standards für Neubauten – beides meist nur in sehr kleinen Schritten 
und oft nicht von sich aus sondern nach Interventionen der EU und/oder der Bundesregierung . Die 
Bundesregierung bemühte sich, im Rahmen des klima:aktiv-Programms Passivhaus- und Nullenergiehaus-
Standards zu bewerben, förderte thermische Sanierungsprojekte und versuchte, durch Information 
(klima:aktiv) und Gebäudeausweise auf das Nutzerverhalten einzuwirken. Allerdings sind sowohl die 
Einführung von Gebäudeausweisen als auch die Verbesserung der Energiestandards von Neubauten zu 
einem guten Teil auf EU-Anforderungen zurückzuführen. Andere Maßnahmen, wie eine Reform des 
Wohnrechts zur Erleichterung von Sanierungsvorhaben oder eine Berücksichtigung von Klimaschutz in der 
Raumplanung wurden in einigen wenigen Dokumenten erwähnt, aber nie systematisch umgesetzt. Da die 
Wohnbauförderung Aspekte der Raumplanung und Mobilität völlig außer Acht lässt und somit Zersiedelung 
und Individualverkehr fördert, konterkariert sie die bislang gesetzten Klimaschutzmaßnahmen sogar zu 
einem gewissen Grad.24  

Als einziger Aktivposten auf Bundesebene wurde von allen InterviewpartnerInnen das Lebensministerium 
(bzw. dessen Sektion Umweltpolitik) genannt. Andere Ministerien betreiben Klimaschutz meist nur 
opportunistisch, d.h. in Verbindung mit anderen Zielsetzungen, wie Energieautonomie/-sicherheit und 
Konjunkturförderung im Falle des Wirtschaftsministeriums oder der Schaffung von Arbeitsplätzen (z.B. 
durch Sanierungsprojekte) im Falle des Arbeitsministeriums. Für diese Akteure ist Klimaschutz also mehr 
eine (willkommene) Begleiterscheinung als der eigentliche Zweck politischen Handelns. Hinzu kommt, dass 
der Bundeskanzler seine vermittelnde Funktion in der Regierung dazu nutzen könnte, Klimaschutz über 
Ressortgrenzen hinweg voranzutreiben, daran einigen InterviewpartnerInnen zufolge aber offenbar kein 
Interesse hat. Dasselbe gilt auch für die Abgeordneten des Nationalrats: gerade jene der 
Regierungsparteien folgen den Positionen der Regierung und treten in der Klimapolitik nicht als 

                                                      
23  Ein für diese Berechnungen zuständiger Experte, der anonym bleiben wollte, bestätigte per E-mail die Möglichkeit großer 

jährlicher Verschiebungen bei der Berechnung sektoraler Emissionsdaten, konnte diese für die Jahre 2008-2009 jedoch 
nicht quantifizieren. 

24  Der Standard, 14./15. Dezember 2013, 18. 
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eigenständige Akteure in Erscheinung.25 In den Ländern liegt Klimaschutz im Gebäudesektor fast 
ausschließlich in den Händen der Sektor-Verantwortlichen. Um möglichst „ungestört“ zu bleiben, umgehen 
sie manchmal sogar die Klimapolitik-KoordinatorInnen. Da sektorale Akteure sich vor allem um sektorale 
Aufgaben (wie z.B. Gebäudesicherheit oder Schaffung von Wohnraum) kümmern, steht Klimaschutz bei 
ihnen entweder gar nicht oder nur weit unten auf der Agenda - bis entweder der Druck durch andere 
Regierungsebenen wächst oder Klimaschutz sich leicht mit Sektor-Interessen verbinden lässt. Da die 
österreichische Bundesregierung nur sehr eingeschränkt Druck auf Länder ausüben kann, waren 
langwierige Koordinationsbemühungen unausweichlich. Dabei spielten EU-Richtlinien wiederholt eine 
wichtige Rolle. Diese wurden in der Regel nicht von den Ländern direkt, sondern über Bundesgesetze oder 
Bund-Länder-Vereinbarungen – meist stark verzögert – umgesetzt.  

Dieser Akteurs-Konstellation zufolge fand Klimapolitik-Integration als Governance-Prozess überwiegend 
zwischen dem Lebensministerium und sektoralen EntscheidungsträgerInnen auf Landesebene statt. Die 
Klimapolitik-KoordinatorInnen der Länder spielten vor allem dann eine Rolle, wenn es darum ging, 
Klimaschutz auf die landespolitische Agenda zu bringen. Dementsprechend müsste man genau 
genommen weder von horizontaler noch von vertikaler sondern von diagonaler Klimapolitik-Integration 
sprechen (siehe Kapitel 2). Bislang hat das Lebensministerium allerdings nur weitgehend erfolglose 
Koordinations-Versuche auf den Weg gebracht. Die Klimastrategien 2002 und 2007 schafften es aus 
verschiedenen Gründen nie, Klimapolitik tatsächlich zu koordinieren. Während die erste Strategie zwar auf 
die formale Unterstützung der Länder zählen konnte, aber mangels politischen Willens nie über den Status 
eines Papiers hinauskam, fiel die zweite Strategie von vornherein dem österreichischen Föderalismus zum 
Opfer. Das Klimaschutzgesetz wurde 2011 trotz gravierender Lücken zumindest symbolisch verabschiedet. 
Da die Novelle 2013 die Lücken nicht schließen konnten, ist davon auszugehen, dass das Gesetz ohne 
nennenswerte Wirkung bleiben wird. Als die Bundesregierung im Jahr 2008 mit dem sogenannten 
„Sanierungsscheck" Länderkompetenzen berührte, verzichtete sie gänzlich auf Koordination. Das hatte 
nicht eine Stärkung des Klimaschutzes sondern eine Kürzung der Wohnbauförderung durch die Länder zur 
Folge. Die einzigen zumindest teilweise erfolgreichen Bemühungen, Klimapolitik diagonal in den 
Gebäudesektor zu integrieren, waren verbindliche Bund-Länder Vereinbarungen nach Art. 15-a der 
Bundesverfassung. Während die Vereinbarung von 2006 das Thema zumindest auf die Agenda brachte, 
ging die Vereinbarung von 2009 erstmals über den Status Quo der Baupraxis hinaus (siehe Abb. 2). Die 
Tatsache, dass dieser kleine Erfolg fast 15 Jahre nach der ersten diesbezüglich relevanten 15a-
Vereinbarung erzielt wurde (Steurer 1999), macht deutlich, dass substantielle Klimapolitik-Integration 
offensichtlich viel Zeit benötigt, vor allem wenn es diagonaler Koordination in einem föderalistischen Staat 
bedarf.  

Alles in allem bedurfte es also sehr langwieriger und schwieriger diagonaler politischer Verflechtungen über 
EU-, Bundes- und Länderebenen hinweg, um ein bescheidenes Maß an Klimaschutz in die österreichische 
Gebäudepolitik zu integrieren. Dabei waren sektoral fokussierte Politiken (wie z.B. EU-Richtlinien und 15a-
Vereinbarungen) effektiver als umfassende multi-sektorale Strategien. Das sämtliche Sektoren umfassende 
Klimaschutzgesetz hätte dieses Muster durchbrechen können (nicht zuletzt weil dessen Umsetzung 
sektoral organisiert wurde), doch aufgrund fehlender Verbindlichkeit und Sanktionsmöglichkeit wird es die 
Reihe erfolgloser Klimapolitik-Integration durch den Bund sehr wahrscheinlich fortsetzen. 

5 Schlussfolgerungen und Ausblick 

Im Zentrum dieses Artikels standen die Fragen, ob, wie und in welchem Ausmaß Klimaschutz seit der 
Unterzeichnung des Kyoto-Protokolls 1997 in den österreichi-schen Gebäudesektor integriert wurde und 

                                                      
25  Die Abgeordneten des Nationalrats haben die Möglichkeit, durch Entschließungen von der Bundesregierung politische 

Maßnahmen einzufordern. (http://www.parlament.gv.at/PERK/KONTR/POL/2ENTSCHLIESSUNGEN/index.shtml; am 
27.1.2014). 
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welche Rolle föderale Strukturen dabei spielten. Dabei haben wir sowohl multi-sektorale als auch sektoral 
fokussierte Koordination und Politik berücksichtigt. Wie einleitend angemerkt, ist Gebäudepolitik aus zwei 
Gründen ein besonders interessanter Untersuchungsgegenstand für Klimapolitik-Integration in föderalen 
Staaten: zum einen haben Länder hier wesentliche Kompetenzen; zum anderen ist der Gebäudesektor 
nach wie vor einer der wichtigsten Emittenten von Treibhausgas-Emissionen und damit zentral für die 
Erreichung klimapolitischer Zielsetzungen. Die Fragmentierung der Verantwortlichkeiten in diesem Sektor 
verlangt allerdings nach Koordination und Integration nicht nur über Sektoren (hier vor allem zwischen 
Umwelt- und Gebäudepolitik), sondern auch über Regierungsebenen hinweg (hier vor allem zwischen 
Bund und Ländern). Dementsprechend wollen wir abschließend beantworten, wie förderlich oder hinderlich 
der österreichische Föderalismus in diesem Zusammenhang war. 

Da der dezentral organisierte Gebäudesektor einer der wenigen Sektoren in Österreich ist, dessen 
Treibhausgas-Emissionen seit 1990 abgenommen haben, könnte eine quantitative Untersuchung zur 
Schlussfolgerung kommen, dass Föderalismus in diesem Fall für Klimaschutz förderlich ist. Unsere 
qualitative Analyse zeigt jedoch, dass der österreichische Föderalismus die Integration von Klimaschutz im 
Gebäudesektor in dreierlei Hinsicht behinderte: Zum Ersten hat die Zahl der beteiligten Akteure 
Klimapolitik-Integration als Governance deutlich erschwert. Schon die Integration von Klimaschutz in einen 
einzelnen Sektor ist in der Regel eine große Herausforderung (Steurer 2007). Umso schwieriger war dies 
im föderalen Österreich weil die einzige treibende Kraft (das Lebensministerium) nicht nur mit einem oder 
zwei kritischen Ministerien konfrontiert war, sondern darüber hinaus mit neun nicht minder kritischen 
Landesregierungen. Anstelle eines „race to the top“ durch Experimentieren und gegenseitiges Lernen (vlg. 
Kapitel 2) haben wir überwiegend passive (z.T. sogar blockierende) Bundesländer vorgefunden, die meist 
nur das Nötigste an Klimaschutz in ihre Gebäudepolitik integriert haben (vorgegeben mittels EU-Richtlinien 
oder Bund-Länder Vereinbarungen). Zum Zweiten ging es in den diagonalen Verhandlungen zwischen 
Lebensministerium und Landesregierungen nicht immer primär um Klimaschutz, sondern um „föderale 
Machtspiele“. Länder verhinderten oder verzögerten Klimaschutz nicht unbedingt aufgrund anderer 
Positionen zum Klimaschutz, sondern wegen Macht- und Ressourcenkämpfen. Zum Dritten war es der 
Bundesregierung nicht möglich, die im Rahmen des Kyoto-Abkommens eingegangene internationale 
Verpflichtung an die Bundesländer weiterzugeben. Während Hudson (2012, S. 1) davon ausgeht, dass 
föderale Systeme das Zustandekommen internationaler Übereinkommen erheblich erschweren, traten die 
Probleme in Österreich nicht bei der Verhandlung, sondern bei der Umsetzung des Kyoto-Protokolls auf. 
Da sich die Bundesregierung auf der internationalen Ebene im Alleingang dem Kyoto-Ziel verpflichtete, 
sahen sich die Bundesländer nie dazu veranlasst, auf ein Klimaschutz-Ziel hinzuarbeiten, das sie weder 
verhandelt noch jemals formal akzeptiert hatten.  

Unsere Fallstudie sowie ähnliche Erkenntnisse zur Schweiz (Casado-Asensio & Steurer, forthcoming) 
bestätigen also die Annahme, dass föderale Systeme beim Schutz globaler öffentliche Güter (wie dem 
Weltklima) Schwierigkeiten haben (vgl. Kapitel 2). Da diese Ergebnisse im Kontrast zur Klimapolitik der 
USA stehen (vgl. Kapitel 2), können wir sie nicht für alle föderalen Länder verallgemeinern, aber wir können 
betonen, dass das Verhältnis von Föderalismus und Klimaschutz deutlich komplexer ist, als so manche 
Analyse annimmt (vgl. ebenfalls Kapitel 2). Angesichts unserer Fallstudie müssen wir vor zu großen 
Erwartungen gegenüber dezentraler oder polyzentrischer Governance als vollwertige Alternativen zu 
nationaler und internationaler Klimapolitik warnen. Polyzentrische Governance kann unter bestimmten 
Umständen zweifellos eine sinnvolle Ergänzung oder gar Alternative zu zentralistischer Steuerung sein 
(besonders dann wenn letztere versagt), aber sie ist deswegen nicht notwendigerweise der ideale Weg um 
globale Umweltprobleme zu lösen. 

Können wir mit der Föderalismus-Problematik im Klimaschutz auch das in Kapitel 1 erwähnte Paradoxon 
erklären, demzufolge das angebliche Umwelt-Musterland Österreich in diesem Politikfeld europaweites 
Schlusslicht ist? Wenn man bedenkt, dass Klimaschutz in zentral(er) organisierten Sektoren wie Verkehr 
und Finanzen (siehe Kapitel 1) zum Teil mit noch größeren Problemen (und steigenden Emissionen) 
konfrontiert ist, darf die Bedeutung des politischen Systems nicht überschätzt werden: Offensichtlich haben 
andere Faktoren, wie ökonomische Kalküle (darunter v.a. die Kosten technologischer Lösungen und die 
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volkswirtschaftlichen Auswirkungen politischer Maßnahmen) und die damit eng verbundene Popularität von 
Klimaschutz in der Wirtschaft, der Wählerschaft sowie bei Regierungs- und Oppositionsparteien auf allen 
politischen Ebenen (für Großbritannien vgl. Carter 2014; Carter & Jacobs 2014) eine größere Bedeutung 
als das politische System als solches (siehe auch Wälti 2004). Dementsprechend ist das föderale System 
Österreichs auch nur ein Faktor unter vielen, den es bei der Auflösung des umwelt- bzw. klimapolitischen 
Paradoxons zu berücksichtigen gilt. Und wie lässt sich dieses sinnvoll auflösen? Wir schlagen vor, die zu 
einfache binäre Vorreiter-Nachzügler-Einteilung um eine dritte Kategorie zu erweitern und Österreich nicht 
mehr als umweltpolitischen Vorreiter sondern als umweltpolitischen Opportunisten neu einzustufen: 
progressive Umweltpolitik ist am ehesten dort anzutreffen, wo auch auf kurze Sicht wirtschaftliche Vorteile 
zu erwarten sind (z.B. durch Nutzung von Wasserkraft, ökologische Landwirtschaft als Nischenstrategie 
und Gewässerreinhaltung als Beitrag zum Tourismus). Da diese Voraussetzung bei der Mitigation des 
Klimawandels oft nicht gegeben ist, werden Klimaschutz bewusst hintangestellt und vergleichsweise 
kostengünstige „Strafzahlungen“ für Zertifikatskäufe gerne in Kauf genommen. Abgesehen von der hier 
analysierten Fallstudie zeigt sich der Opportunismus österreichischer Klimapolitik besonders deutlich in 
folgendem Kosten-Nutzen-Kalkül, das u.a. vom ehemaligen österreichischen Verkehrsminister und 
späteren Bundeskanzler Faymann in ähnlicher Form öffentlich vorgerechnet wurde: Treibstoffpreise sind in 
acht Nachbarstaaten höher als in Österreich. Der daraus resultierende „Tanktourismus“ ist zwar etwa für 
ein Drittel der Treibhausgas-Emissionen des Verkehrssektors verantwortlich (und damit für ca. 7% der 
gesamten Emissionen), bringt aber etwa 1,3 Milliarden Euro an Steuereinnahmen jährlich. Weil eine CO2-
Steuer nicht nur die Treibhausgasemissionen sondern auch das Ausmaß des Tanktourismus reduziert 
hätte, war es für die Bundesregierung „klimapolitisch opportun“ die vergleichsweise geringe Summe von 
700 Millionen Euro für den Kauf von Emissionszertifikaten für die gesamte Kyoto-Periode auszugeben. 26 

Welche Empfehlungen lassen sich aus unseren Erkenntnissen ableiten? Wenn Klimaschutz für eine 
Bundesregierung tatsächlich von großer Bedeutung ist, wäre die Zentralisierung von Kompetenzen eine 
zielführende (wenn auch politisch sehr unrealistische) Lösung. Alternativ dazu wäre es überlegenswert, 
wenn VertreterInnen der Bundesregierung internationalen (bzw. europäischen) Klimaschutz-
Vereinbarungen nicht im Alleingang zustimmen, sondern erst nach einer verbindlichen Vereinbarung mit 
den Bundesländern. Wie das österreichische Beispiel zeigt, ist dabei richtiges „Timing“ von großer 
Bedeutung. Der Versuch, eine bereits eingegangene internationale Verpflichtung nachträglich auf Bund 
und Bundesländer aufzuteilen, wird zum föderalistischen Spießrutenlauf: Warum sollten Bundesländer zur 
Erreichung eines politischen Ziels beitragen, das sie nie ausverhandelt, geschweige denn akzeptiert 
haben? Werden Ziele von föderalen Staaten zuerst im Inland und erst danach international verbindlich 
fixiert, könnte das zwar Letzteres verzögern. Die Umsetzung würde dadurch jedoch sehr wahrscheinlich 
erleichtert werden. Die Tatsache, dass föderale Staaten wie Österreich ihre Klimaschutzziele nicht 
rechtzeitig mit ihren Ländern ausverhandeln, legt nahe, dass Klimaschutz bislang nicht besonders ernst 
genommen wird. Solange sich Regierungen aus ihren Klimaschutzverpflichtungen vergleichsweise günstig 
freikaufen können, besteht offenbar auch keine Notwendigkeit dafür - jedenfalls nicht für umweltpolitische 
Opportunisten. 
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Annex 1: Überblick InterviewpartnerInnen  

 

a) Experten 

 
Organisation Datum 

Österreichische Gesellschaft für Umwelt und Technik (ÖGUT) 8.1.2013 

Österreichischer Rechnungshof; Sektion 2 Staat/Wirtschaft, Abteilung 2B3 

Umfassender Umweltschutz/Land- und Forstwirtschaft 

29.1.2013 

Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO) 4.4.2013 

 

b) EntscheidungsträgerInnen auf Bundesebene 

 
Organisation Datum 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

(Lebensministerium); Abteilung V/2 Umweltökonomie und Energie 

15.1.2013 

 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

(Lebensministerium); Abteilung V/4 Immissions- und Klimaschutz 

Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie; Abteilung III/I 3 

Energie- und Umwelttechnologien 

22.1.2013 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

(Lebensministerium); Abteilung V/4 Immissions- und Klimaschutz 

29.1.2013 

Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend; Task Force Klima 29.1.2013 

Bundeskanzleramt; Abteilung IV/2 Umwelt, Nachhaltigkeit, Verkehr 31.1.2013 

Nationalrat; Umweltausschuss 6.2.2013 

 

c) EntscheidungsträgerInnen auf Landesebene 

 
Organisation Datum 

Amt der Steiermärkischen Landesregierung; Klimaschutzkoordination  13.2.2013  

Amt der Steiermärkischen Landesregierung; Landesenergiebeauftragter 13.2.2013 

Amt der Steiermärkischen Landesregierung; Fachabteilung Energie und 

Wohnbau, Koordination Wohnbauförderung 

13.2.2013 

Amt der Oberösterreichischen Landesregierung; Klimaschutzbeauftragter  14.2.2013 
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Annex 2: Meilensteine der Klimapolitik-Integration in den Österreichischen 
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